Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2796 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland 
an den Internationalen Übereinkommen vom 25. Februar 1961 
über den Eisenbahnfrachtverkehr und über den Eisenbahn- 
Personen- und -Gepäckverkehr 

— Drucksache IV/2650 — 


A. Bericht des Abgeordneten Faller 


In der 142. Plenarsitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 4. November 1964 wurde der Entwurf 
eines Gesetzes über die Beteiligung der Bundesre- 
publik Deutschland an den Internationalen Überein- 
kommen vom 25. Februar 1961 über den Eisenbahn- 
fracbtverkebr und über den Eisenbahn-Personen- 
und -Gepäckverkehr — Drucksache IV/2650 — • an 
den Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen überwiesen. 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen hat in seiner 63. Sitzung am 3. Dezember 
1964 einstimmig beschlossen, dem Entwurf ohne Än- 
derung zuzustimmen. 

Ziel des Gesetzes ist es, die Anwendung der In- 
ternationalen Übereinkommen über den Eisenbahn- 
frachtverkehr (CIM) und über den Eisenbahn-Per- 
sonen- und -Gepäckverkehr (CIV) vom 25. Februar 
1961 in der Bundesrepublik Deutschland zu ermög- 
lichen. Vorhergegangen ist eine gleichartige Rege- 
lung für die gegenwärtig geltenden Übereinkommen 
CIM und CIV vom 25. Oktober 1952 (Gesetz über 
die Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland an 
den Internationalen Übereinkommen über den 
Eisenbahnfrachtverkehr und über den Eisenbahn- 
Personen- und -Gepäckverkehr vom 15. Februar 
1956 — BGBl. II S. 33). 

Die Bundesrepublik Deutschland hat insofern ein 
besonderes Verfahren gewählt, als sie die Überein- 


kommen durch innerdeutsches Gesetz (nicht Ratifi- 
kationsgesetz) bei sich einführt. Die Übernahme in 
das nationale Recht tritt an die Stelle einer unmit- 
telbaren Beteiligung an den Abkommen, die mit 
Rücksicht auf die Beteiligung der Behörden der sog. 
DDR nicht möglich ist. 

Die völkerrechtliche Bindung tritt mit der Be- 
kanntgabe der innerstaatlichen Einführung an die 
Schweizer Bundesregierung ein. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt, nach Zustimmung des Deutschen 
Bundestages zu dem Gesetz und nach Ausfertigung 
des Gesetzes die Regierung der Schweiz in einer 
Note zu unterrichten. Die Übereinkommen werden 
dann in der Bundesrepublik Deutschland wie im 
übrigen Europa am 1. Januar 1965 in Kraft treten 
können. 

Wegen des materiellen Inhalts der neuen Über- 
einkommen, der in einer Reihe von Bestimmungen 
von der bisher geltenden Fassung abweicht, darf 
auf die dem Gesetzentwurf beigefügte amtliche Be- 
gründung verwiesen werden. 

Die Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs in der 
Bundesrepublik Deutschland bilden das Kernstück 
des europäischen Eisenbahnnetzes. Die weitere Be- 
teiligung der Bundesrepublik Deutschland liegt also 
nicht nur im nationalen Interesse, sondern ist auch 
für den gesamteuropäischen Verkehr und die Wirt- 
schaft Europas von größter Bedeutung. 


Bonn, den 3. Dezember 1964 

Faller 

Berichterstatter Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache lV/2650 — un- 
verändert anzunehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, ihre Zustim- 
mung zu Sonderabmachungen im Sinne von 
Artikel 9 § 3 nur zu erteilen, soweit den in ver- 
gleichbarer Lage befindlichen Kunden vergleich- 
bare Bedingungen zugestanden werden. 


Bonn, den 3. Dezember 1964 


Der Ausschuß für 

Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 


Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Faller 

Berichterstatter 



